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Ein Priester soll über Jahrzehnte
Missbrauch begangen haben.

„Es ist
unfassbar“
Was hier passiert, ist unfassbar. Ich
befürchte, es ist in ähnlichen Fäl-
len genauso: Zuerst wird versucht,
alles unter den Teppich zu kehren.
Wenn das nicht funktioniert, schal-
tet sich Bischof Ackermann ein.
Der Leiter der Aufarbeitungskom-
mission wird zurückgepfiffen und
der Generalvikar beauftragt. Der
wiederum setzt sich mit der saar-
ländischen Kultusministerin in
Verbindung, um in einer staatli-
chen Kommission einen Fuß in der
Tür zu haben. Dann muss noch ein-
deutig geklärt werden, wer die Un-
wahrheit bezüglich des Vorschlags
zur Verbrennung der Bilder gesagt
hat. Ob Professor Robbers ein ver-
trauensvoller Ansprechpartner für
Betroffene ist, wie er sich selbst be-
zeichnet, ist sehr fraglich.
Hubertus Peter, Altrich

„Kann mich nur
fremdschämen“
Zu meiner Kinder- und Jugendzeit
durften Mädchen keine Messdie-
nerin werden. Das fand ich damals
sehr ungerecht. Heute sage ich:
„Gott sei Dank!“ Für die Institution
Kirche kann ich mich nur fremd-
schämen. Ich will nichts verallge-
meinern, aber es sind zu viele.
Mechthild Löpki, Urmitz

Britta Ernst, Ehefrau des Kanzlers,
ist als Bildungsministerin in
Brandenburg zurückgetreten.

„Als Ministerin
nur Beiwerk?“
Liebe Rhein-Zeitung, wie sieht in
Ihrem Hause die Wertigkeit einer
Frau aus? Ist es ein besonders zu
betonendes Attribut, die Ehefrau
des Bundeskanzlers zu sein, oder
ist es nicht etwas ganz anderes, die
Bildungsministerin von Branden-
burg zu sein? Britta Ernst hat vor
Jahren Olaf Scholz geheiratet, der
wie sie politische Karriere machte
und nun Bundeskanzler ist. Wird
sie durch diese Verbindung nur
noch zum schmückenden Beiwerk?
Oder hätten Sie bei einem plötzli-
chen Rücktritt unseres derzeitigen
Kanzlers der Gleichberechtigung
wegen geschrieben „Britta Ernst’
Ehemann tritt als Bundeskanzler
ab“? Letzteres bezweifele ich sehr.
Heide Weider, Volxheim

Gegen den Strich von Jürgen Tomicek

Pünktlich!

Kommentar

Antje Höning
zu den Plänen der Ampel
für eine Wärmewende

Plumpes
Verbotsgesetz
hilft nicht weiter

W irtschaftsminister Ro-
bert Habeck (Grüne) hat
recht: Die Wärmewen-

de muss jetzt beginnen. Lange ist
bei Immobilien in Sachen Klima-
schutz nichts geschehen, der Sek-
tor verfehlt erneut die Klimaziele.
So wird das nichts mit dem Ziel,
die Erderwärmung zu stoppen und
dramatische Folgen wie eine Zu-
nahme von Hitzewellen und Über-
flutungen zu verhindern. Doch das
Heizungsgesetz, mit dem Habeck
nun die Wärmewende erzwingen
will, ist allen Nachbesserungen
zum Trotz ein plumpes Verbotsge-
setz geworden, das Eigentümer
und Mieter überfordert, ein Eti-
kettenschwindel ist und klimapo-
litisch unsinnig dazu.

Stichwort Überforderung: Die Vor-
gabe, dass ab 2024 neue Heizun-
gen mit mindestens 65 Prozent er-
neuerbarer Energie betrieben wer-
den, läuft auf ein faktisches Verbot
von Gas- und Ölheizungen hinaus.
Denn Fernwärme gibt es nicht
überall, zudem ist sie meist über-
teuert. Damit bleibt die Wärme-
pumpe, die Zehntausende Euro
kostet und monatelange Lieferfris-
ten hat. Ausnahmen für über 80-
Jährige ändern daran nichts und
sind willkürlich gesetzt. Dass die
Wärmepumpe für Mehrfamilien-
häuser noch nicht ausgereift ist,
hat Habeck immerhin eingesehen
und eine längere Übergangsfrist
ermöglicht. Dass die Koalition wei-
ter keine Details zu Finanzhilfen
nennt, zeigt, wie sie die Sorgen der
Bürger missachtet.

Stichwort Etikettenschwindel: Auf
Druck der FDP lässt Habeck zwar
zu, dass weiter Gasheizungen ein-
gebaut werden dürfen, wenn sie
mit grünem Wasserstoff laufen
können. Das hört sich nach Tech-
nologieoffenheit an, ist es aber
nicht. Denn die Infrastruktur für
das grüne Gold steht noch lange
nicht. Selbst in Habecks Haus geht
man nur von einer Lösung für Ein-
zelfälle aus.

Stichwort Klimapolitik: Wegen des
nahenden Verbotes gibt es einen
Run auf Gaskessel. Habeck heizt
die Nachfrage fossiler Heizungen
noch mal so richtig an, was klima-
politisch kontraproduktiv ist. Dass
er Biomasse-Heizungen in Be-
standsbauten weiter erlauben will,
ist ebenso unsinnig – das Umwelt-
bundesamt hält aus guten Grün-
den nichts von Pellets, für die Wäl-
der fallen.

Beim Heizungsgesetz trifft sich ei-
ne unselige Koalition: Grüne, die
naive Klimapolitik mit der Brech-
stange erzwingen wollen, eine SPD,
die noch nie die Partei der Haus-
eigentümer war, und eine FDP, de-
ren Kraft zur Verhinderung von
ökonomischem wie ökologischem
Unsinn nicht ausreicht. Die Ampel
wäre gut beraten, die Bevölkerung
bei der Wärmewende mitzuneh-
men. Klimaschutz ist zu wichtig für
dilettantische Politik.

Y E-Mail: antje.höning
@rhein-zeitung.net
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Neben Verdi streikt am Freitag
auch die Bahngewerkschaft EVG.

Pforzheimer Zeitung
Deutschland wird immer mehr zur
blockierten Republik. Die Inflation
führt zu großer Entschlossenheit
und Kampfbereitschaft der Arbeit-
nehmer. Die Bahn macht es sich zu
einfach, wenn sie der EVG den
Schlichterspruch aus dem öffentli-
chen Dienst vorlegt. Die Gewerk-
schaft will eigene Akzente setzen
und bahnspezifische Themen dis-
kutieren. Das ist ihr gutes Recht.
Dennoch könnte und sollte der
Spruch der Schlichter grobe Richt-
schnur für die Tarifrunde bei der
Bahn sein.

Indien wird China demnächst als bevölkerungsreichstes Land der Welt ablösen. Das Foto zeigt Menschen in Indien bei den Feierlichkeiten zum Holi, dem
hinduistischen Fest der Farben. Foto: Rachen Sageamsak/XinHua /dpa

Jeder Dritte ist Inder oder Chinese
Wie sich die weltweite Bevölkerung entwickelt und wie die Politik auf Überalterung reagiert

M Neu-Delhi/Peking. Jeder Dritte
der rund acht Milliarden Menschen
der Welt kommt aus China oder In-
dien. Dort leben je rund 1,4 Milliar-
den. Und lange war China die
Nummer eins mit der größten Be-
völkerung der Welt. Nun soll die
Bevölkerungszahl Indiens nach
Schätzungen des UN-Bevölke-
rungsfondsUNFPA für dieMitte des
Jahres höher sein als die von China,
wie aus Daten des UN-Weltbevöl-
kerungsberichts hervorgeht. In In-
dien sollen dann 1,4286 Milliarden
Menschen leben, inChina 1,4257.

Doch wann Indien China genau
ablöst, könne niemand sagen, heißt
es bei den Vereinten Nationen.
Demnach fehlen schlicht die ge-
nauen Daten. In Indien beispiels-
weise stammen die Zahlen der letz-
ten Volkszählung aus dem Jahr
2011.

Das Bevölkerungswachstum In-
diens dürfte aber angesichts seiner
überwiegend jungen Bevölkerung
noch mehrere Jahrzehnte andau-
ern. Chinas Bevölkerung hingegen
schrumpfte im vergangenen Jahr
erstmals seit Jahrzehnten und dürf-
te das auch weiter tun. Die Volks-
republik hatte laut ihrem Statistik-
amt Ende des Jahres nur noch 1,411
Milliarden Einwohner und damit
rund 850 000 weniger als ein Jahr

zuvor. Auf den Überschuss an
Werktätigen, der Chinas Wirt-
schaftswunder als „Werkbank der
Welt“ angekurbelt hatte, werde
Arbeitskräftemangel folgen, war-
nenExperten.

Indien hat derzeit noch deutlich
mehr junge als alteMenschen,mehr
potenziell Werktätige, die die Wirt-
schaft voranbringen könnten. Indi-
sche Politiker haben diese Tatsache
immer wieder als „demografische
Dividende“ bezeichnet, als Booster
für die Wirtschaft und als Chance,
die Lebensumstände von Millionen
zu verbessern. Aber noch gibt es für
die vielen Menschen zu wenige
Jobs – und die Schaffung von neuen
ist eine der größten Herausforde-
rung für die Regierung von Premi-
erministerNarendraModi.

Angeblich soll das religiöse
Gleichgewicht geändertwerden
Das Bevölkerungswachstum wird
auch immer wieder gern von Popu-
listen ausgenutzt. In dem mehr-
heitlich hinduistischen Indien wer-
fen beispielsweise radikalere Hin-
dus der muslimischen Minderheit
vor, sie zeuge mit Absicht mehr
Kinder und wolle das religiöse
Gleichgewicht ändern. Angesichts
antizipierter Probleme haben beide
Länder Bemühungen unternom-

men, ihr Bevölkerungswachstum zu
verlangsamen – und beide asiati-
schen Nationen haben dies ge-
schafft.

Indien hat seit 1952 ein entspre-
chendes Programm lanciert – und
die Menschen dazu aufgerufen,
kleine Familien zu haben. Eine klar
vorgeschriebene Politik wie etwa
Chinas „Ein-Kind-Politik“ gab es in
dem Land jedoch nie. Das Pro-
gramm scheint geholfen zu haben,
die Geburtenrate zu senken. Inzwi-
schen haben Inderinnen nach offi-
ziellen Zahlen noch 2,0 Kinder im
Durchschnitt. Auch nutzen nach
Regierungsangaben rund zwei
Drittel der Paare Verhütungsmittel.
Diese sind in Indien kostenlos er-
hältlich. Für Sterilisationen gibt es
sogar finanzielle Anreize vom Staat.
Früher wurden Menschen in dem
Land teils zur Sterilisierung ge-
zwungen.

Chinesinnen haben im Schnitt
nur noch 1,18 Kinder, heißt es von
offizieller Seite. Die Auswirkungen
der seit 1979 verfolgten „Ein-Kind-
Politik“ werden nun immer spür-
barer. Die Aufhebung der umstrit-
tenen Geburtenkontrolle führte
2016 nur kurz zu einem leichten
Anstieg der Geburten. Die hohen
Kosten für Wohnraum, Bildung und
Gesundheitsversorgung sowie die

schwindende Bereitschaft zur Hei-
rat sind wesentliche Gründe. Nur
ein Kind zu haben, ist in China heu-
te die soziale Norm. Zwei Generati-
onen haben es nie anders erlebt.

Als Reaktionwurden in China
2021 drei Kinder erlaubt
Als Reaktion auf den Geburten-
rückgang und die rapide Überalte-
rung in China wurden 2021 auch
drei Kinder erlaubt. Außerdem be-
müht sich die Regierung seither, es
jungen Paaren leichter zu machen,
für Kinder zu sorgen. Die Kosten für
Kindergärten und Schulbildung
wurden gesenkt. Finanzhilfen wur-
den gewährt, Mutterschafts- und
Elternurlaub erleichtert. Viele
Frauen befürchten, dass sich eine
Mutterschaft negativ auf ihre be-
ruflicheKarriere auswirkt.

So wird in China die Gesellschaft
zunehmend älter – wie in westli-
chen Ländern. Schon länger müs-
sen immer weniger Werktätige im-
mermehr alteMenschen versorgen.
Jeder fünfte Chinese ist heute älter
als 60 Jahre. Unterstützten 2020
fünf Beschäftigte zwischen 20 und
64 Jahren einen älteren Menschen
über 65 Jahre, werden es 2050 nur
noch 1,5Arbeitnehmer sein.

Andreas Landwehr,
Anne-Sophie Galli
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